
Drucksache 10/2282 

08.11.84 

Sachgebiet 2030  

Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
beamtenrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 10/1375 — 

A. Problem 

Ziel des Gesetzes ist die Beibehaltung der vierjährigen Ausbil-
dungsdauer für den gehobenen nichttechnischen Dienst in 
Baden-Württemberg bis 1. Januar 1988. Damit soll vermieden 
werden, daß in den Jahren 1984 und 1985 insgesamt rund 1 000 
Ausbildungsplätze nicht besetzt werden könnten. 

B. Lösung 

Die Übergangsvorschrift zu § 14 Abs. 2 Beamtenrechtsrah-
mengesetz wird um drei Jahre verlängert. 

C. Alternative 

keine 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

In Baden-Württemberg werden zusätzliche Kosten in Höhe 
der Anwärterbezüge für die längere Ausbildungsdauer entste-
hen. Für die anderen Bundesländer und den Bund entstehen 
keine Kosten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher Vorschriften — Drucksache 
10/1375 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 24. Oktober 1984 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Bernrath 

Berichterstatter 

Regenspurger Dr. Hirsch 
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Bericht der Abgeordneten Bernrath, Regenspurger und Dr. Hirsch 

1. Der Gesetzentwurf des Bundesrates auf Druck-
sache 10/1375 wurde in der 71. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 24. Mai 1984 an den In-
nenausschuß federführend und an den Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft zur Mitbe-
ratung überwiesen. 

2. Der Innenausschuß hat dem Gesetzentwurf in 
seiner 38. Sitzung am 24. Oktober 1984 einstim

-

mig zugestimmt, nachdem der mitberatende 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft einstim-
mig beschlossen hatte, von einer Stellungnahme 
zu dem Gesetzentwurf abzusehen. 

3. Wegen der Begründung wird auf die Ausführun-
gen in Drucksache 10/1375, insbesondere auf die 
Stellungnahme der Bundesregierung verwiesen, 
der sich der Ausschuß im Ergebnis angeschlos-
sen hat. 

Bonn, den 24. Oktober 1984 

Bernrath 

Berichterstatter 

Regenspurger Dr. Hirsch 




